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Sachgebiet 25 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Bestandsaufnahme, Bericht und Prüfung von verbesserten Leistungen an Opfer 
nationalsozialistischer Verfolgung von 1933 bis 1945 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. dem Deutschen Bundestag sobald als möglich im Rahmen 
einer umfassenden Bestandsaufnahme einen Bericht über 
alle Leistungen vorzulegen, die aufgrund der verschiedenen 
Gesetze und sonstiger Regelungen zur Wiedergutmachimg 
nationalsozialistischen Unrechts vom Bund und den Ländern 
gewährt worden sind, 

2. die 21ahl der Empfänger von Renten nach den Wiedergutma- 
chrmgsgesetzen imd die derzeitige Höhe dieser Renten mit- 
zuteilen, getrennt nach Einzelpersonen und Ehepaaren - 
gegebenenfalls mit Kinderzuschlägen - sowie die Anzahl 
und die unterschiedliche Höhe dieser Leistungen entspre- 
chend den beamtenrechtlichen Bestiiiunungen bekanntzu- 
geben und welche übrigen Versorgungs- und Rentenleistun- 
gen nach anderen gesetzlichen Regelungen auf die Renten 
nach dem Bundesentschädigimgsgesetz angerechnet wer- 
den sowie mitzuteüen, ob diese Leistungen verbessert wer- 
den können, insbesondere eine Anpassung an die Beamten- 
und Versorgxmgsbezüge erfolgen kann (13. Monatsgehalt), 

3. die Höhe und den Zeitpunkt mitzuteilen, zu dem Pauschal- 
zahlungen im Rahmen der Wiedergutmachimg an welche 
ausländische Staaten gezahlt worden sind. 

II. Die Bimdesregierung wird auf gefordert, 

1. demUeutschen Bundestag Vorschläge vorzulegen, wie 

— Zwangssterilisierte, die nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 des Allge- 
meinen Kriegsfolgengesetzes (AKG) nur eine einmalige 
Leistimg von 5 000 DM erhalten, auch Rentenleistungen 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 AKG erhalten können, 

— Euthanasiegeschädigte als offensichtlich erkennbeue 
Opfer des Nationalsozialismus als politisch Verfolgte 
anzuerkennen sind, um auch Leistimgen nach dem BEG 
bzw. dem AKG zu erhalten. 
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— der Stichtag vom 31. E^zember 1969 im Bundesentsdiä- 
digungsgesetz (BEG), das kein Kriegsfolgengesetz wie 
z. B. das LAG oder das G 131 ist, im Rahmen von Härtebe- 
stimmungen gemildert werden kann, um politisch, ras- 
sisch und religiös. Verfolgte mit Personen gleichzusteUen, 
die - ohne Stichtage - Leistungen nach den Bestimmim- 
gen des Bimdesversorgungsgesetzes (z.B. Kriegerwit- 
wen) und im Sozialversicherungsrecht erhalten (Ange- 
stellten-, Arbeiter- und Knappschaftsrenten imd Perso- 
nen, die unter das Fremdrentengesetz fallen), 

2. dem Deutschen Bimdestag mitzuteilen, was sie zu tun 
gedenkt, um den durch nationalsozialistische Zwangsmaß- 
nahmen zu Zwangsarbeit für deutsche Firmen gezwunge- 
nen ausländischen Personen durch die in Frage kommenden 
Wirtschaftsuntemehmen Entschädigungsleistungen zu ge- 
währen. 

Bonn, den 14. Januar 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 
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